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Neubau einer südwestlichen Entlastungsstraße K 8n für Olfen und LH-Seppenrade 

 
 

Aktualisierung der Daten / Änderungen gegenüber dem Beteiligungsverfahren 
 
 

Umweltverträglichkeitsstudie 

Die UVS wurde mit Stand Juli 2013 abgeschlossen und bildet damit weiterhin die Grundlage 

für das Linienabstimmungsverfahren bezüglich der Umweltbelange. Im Zuge der Novelle des 

UVPG (Juli 2017) wurden die Schutzgüter um das Schutzgut „Fläche“ erweitert. Ziel ist es, 

einen sparsamen Umgang mit Flächen zu erreichen und den noch immer hohen Verbrauch 

von Freiflächen zu reduzieren. Die bestehende UVS enthält eine Flächenbilanz, so dass das 

Kriterium Fläche in der UVS schon berücksichtigt ist. In der Gesamtabwägung erhöht sich 

jedoch das Gewicht. Dies spricht für eine Verfolgung der Variante 1 gegenüber der Variante 

3. 

Die 6 Jahre alten faunistischen Kartierungen aus dem Jahr 2011 (Vögel, Fledermäuse, Am-

phibien und Reptilien) wurde aktualisiert.  

 

Verkehrsuntersuchung 

Die Planungen im Straßennetz um Datteln / Waltrop sowie zum newPark sind vorangeschrit-

ten. Das Verkehrsgutachten wurde 2017 unter Berücksichtigung der aktuellen Entwicklungen 

im Straßennetz überarbeitet und fortgeschrieben.  

 

Überarbeitung der Kostenansätze 

In den vergangenen Jahren ist ein starker Anstieg der Baupreise, insbesondere für den Er-

werb von Flächen zu beobachten. Unter Einbeziehung der zuvor beschriebenen Entwicklun-

gen wurden die Kostenansätze aus dem Jahre 2013 entsprechend den Marktpreisen überar-

beitet. Aktualisiert wurden auch die Ansätze für Kompensationsmaßnahmen. 

 

Nutzung ehem. Munitionsdepot 

Dem Betreiber des ehem. Munitionsdepots wurde 2014 eine Anlage zur Lagerung von Ex-

plosivstoffen genehmigt. Die Variante 3 verläuft direkt an der östlichen und nördlichen 

Grundstücksgrenze des Explosivstofflagers. Eine Umsetzung der Variante würde für das 

Munitionsdepot erhebliche Einschränkungen bedeuten, die dazu führen, dass ein Großteil 

der Bunker außer Betrieb genommen werden müsste oder nur noch mit sehr geringen Ex-

plosivstoffmassen belegt werden dürften. Der größte Teil des Explosivstofflagers könnte 

nicht mehr wirtschaftlich betrieben werden. Eine Veränderungssperre bestand nicht. 
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